Name und Anschrift des Absenders

An das 

Regierungspräsidium 

Luisenplatz 2

64283 Darmstadt

[Datum] 
Entwurf Lärmaktionsplan Hessen – Teilplan Flughafen Frankfurt/Main

1.
Hier sollte die persönliche Situation bezüglich des Fluglärmes geschildert werden. Zweckmäßigerweise erfolgt eine Schilderung der lärmbedingten Situation vor Inbetriebnahme der Nord-West-Landebahn am 21.10.2011 und danach. 

2.
Gerügt wird zunächst rechtsgrundsätzlich, dass der gesamte Lärmaktionsplan von unzutreffenden Voraussetzungen ausgeht. Auf Seite 26 ff (Ziffer 3.1 „Fluglärmberechnungen“) geht der Lärmaktionsplan davon aus, dass die Fluglärmberechnung nach dem FluglärmG und den hierzu erlassenen Rechtsverordnungen berechnet wird. 

Die tatsächliche Immissionsbelastung ist jedoch weitaus höher. Dies resultiert daraus, dass das FluglärmG eine Mittelung der Immissionswerte nach den jeweiligen Betriebsrichtungen vornimmt. Die Berechnung des Dauerschallpegels nach der sogenannten „Realverteilung“ führt dazu, dass auch die auf Grund der Betriebsrichtung fluglärmfreien Tage in den Mittelwert eingerechnet werden. Der hierdurch berechnete Wert wird dadurch deutlich niedriger, als er von den überflogenen Bürgern tatsächlich empfunden wird. Teilweise macht dies bis zu 6 dB(A) aus. 

Würde der Dauerschallpegel nach der 100 : 100-Regel bzw. mit getrennter Betrachtung der Betriebsrichtungen gerechnet, würde der Dauerschallpegel nur für die Zeit berücksichtigt werden, wo auch tatsächlich geflogen wird. In diesem Fall würde dann derjenige Dauerschallpegel gemessen, den der Betroffene auch tatsächlich als solchen empfindet. 

Der hierfür in dem Fluglärmgesetz und in den hierzu erlassenen Rechtsverordnungen vorgesehene 3-Sigma-Zuschlag gleicht diesen Effekt bei weitem nicht aus. 

Somit geht der Lärm-Aktionsplan bereits von grundlegend falschen Prämissen aus. 

3.
Die in dem Lärm-Aktionsplan auf den Seiten 52 ff. aufgeführten Lärmminderungsmaßnahmen seit 1999 sind völlig unzureichend und haben auch keine nennenswerte Reduzierung des Fluglärms mit sich gebracht. Hierzu werden deshalb folgende Einwendungen erhoben: 

a)
Ein Nachtflugverbot von 23.00 Uhr bis 5.00 Uhr ist viel zu kurz. Es bleiben den betroffenen Menschen lediglich 6 Stunden Nachtruhe. Es liegt auf der Hand, dass dies für einen erholsamen Schlaf nicht ausreicht. 

Das Nachtflugverbot muss deshalb mindestens auf 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr ausgeweitet werden. 

Im Übrigen kommt hinzu, dass das Nachtflugverbot in der sogenannten Mediationsnacht also von 23.00 Uhr bis 5.00 Uhr, von zahlreichen Ausnahmegenehmigungen völlig aufgeweicht wird. Nach den Vorgaben des Planfeststellungsbeschlusses können Flugzeuge ohne jegliche Ausnahmegenehmigung bis 0.00 Uhr landen, wenn die Verspätung nicht im Flugplan angelegt ist. Eine effektive Kontrolle findet diesbezüglich nicht statt. Eine präventive Kontrolle erfolgt nicht, da zuvor keine Ausnahmegenehmigung eingeholt werden muss (anders als bei startenden Flugzeugen).
Es ist wiederholt beobachtet worden, dass viele Fluglinien, die Flugpläne extra so gestalten, dass ein entsprechendes Zeitfenster auch nach 23.00 Uhr einkalkuliert wird. 

Die Genehmigungspraxis für die Ausnahmegenehmigungen der startenden Flugzeuge wird völlig lax gehandhabt. In der Vergangenheit wurden bereits witterungsbedingte Umstände (Gewitter) zum Anlass genommen, Ausnahmegenehmigungen zu erteilen. Teilweise fanden so monatlich bis zu 130 unvorhergesehene Flüge in der Mediationsnacht statt. 

Es muss deshalb ein kategorisches Nachtflugverbot von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr angeordnet werden. Ausnahmen können dann nur für Notfälle bewilligt werden. 

b)
Die lärmmindernden Anflugverfahren sind für den weitaus größten Personenkreis ebenfalls untauglich. Dies gilt insbesondere für die Einführung des kontinuierlichen Sinkflugverfahrens CDA, Continous Descent Approach, denn für diejenigen Betroffenen, die in einer Entfernung von bis zu 14 nM (nautische Meilen) leben, bringt dieses Verfahren bereits deshalb keinerlei Vorteile, weil sich die Flugzeuge in einer Entfernung von 14,5 nM in den Instrumentenleitstrahl (ILS) einklinken und von dort dann instrumentengesteuert den Landeanflug beginnen. 

Erst recht ist das LOW-DRAG-LOW-POWER-Verfahren wirkungslos. Dieses Verfahren ist darüber hinaus noch mit zusätzlichen Lärmbeeinträchtigungen derjenigen Bewohner verbunden, die in einer Entfernung von ca. 14,5 nM bis 20 nM wohnen, da hier unnötigerweise über einen längeren Zeitraum hinweg frühzeitig die Flughöhe für den Horizontalflug eingenommen und dann beibehalten wird. 

Im Übrigen würde selbst eine nähere Heranführung des ILS-Gleitstrahls zum Flughafen hin (etwa bei 8-10 nM) nur dazu führen, dass die dort betroffenen Personen umso stärker belastet werden. Insoweit handelt es sich letztlich um eine versteckte Lärmverschiebungsmaßnahme. 

c)
Ein passives Schallschutzprogramm (Seite 56 des Lärm-Aktions-Planes) ist völlig untauglich, da hierdurch der Lärm nicht an der Quelle reduziert wird. Im Übrigen ändert sich hierdurch an der Verlärmung der Außenbereiche der Immobilien nichts. 

d)
Maßnahmen der Flottenmodernisierung hängen von entwicklungstechnischen Zufälligkeiten ab und führen auch deshalb zu keiner messbaren Lärmminderung, weil die Flugzeuge in der Regel eine Betriebsdauer von ca. 60 Jahren aufweisen, so dass von einer nennenswerten Lärmreduzierung in absehbarer Zeit nicht gesprochen werden kann. 

e)
Die sogenannte Südumfliegung stellt letztlich ebenfalls nur eine Lärmverschiebungsmaßnahme dar. Sie führt darüber hinaus für viele Vororte der Stadt Mainz zu einer zusätzlichen Lärmbelastung, so beispielsweise für Mainz-Laubenheim, Mainz-Weisenau, Mainz-Oberstadt und Mainz-Altstadt. Denn es ist vorgesehen, dass ein großer Teil der von der Center-Bahn startenden Flugzeuge zwar zuerst nach Süden abbiegen, dann aber ca. 70 % der Flugzeuge wiederum nach Norden entlang des Rheins fliegen. Bei einem Korridor von ca. 1,8 nM ist davon auszugehen, dass größere Teile von Weisenau, Laubenheim, aber auch der Mainzer Oberstadt und der Altstadt erneut und zusätzlich verlärmt werden. 
Im Übrigen leuchtet die Einrichtung der sogenannten Südumfliegung bereits von der Logik her nicht ein. Die Südumfliegung ist angeblich notwendig, um Kollisionen startender Flugzeuge von der Center-Bahn mit landenden, dann aber durchstartenden Flugzeugen auf der Nord-West-Landebahn zu verhindern.
Exakt diese Konstellation besteht aber auch zwischen startenden Flugzeugen von der Center-Bahn und landenden und dann durchstartenden Flugzeugen von der Südbahn.
Dieser Widerspruch ist bislang von keiner offiziellen Stelle geklärt worden.
f)
Das sogenannte point-merge-Verfahren kann den entstehenden Lärm allenfalls kanalisieren, aber nicht reduzieren, geschweige denn verhindern. Er führt im Übrigen dazu, dass diejenigen Betroffenen, die unter dem „point-merge“ liegen in extremem Umfang belastet sind. 

4.
Sie müssen deshalb diejenigen Lärmminderungsmaßnahmen in Erwägung ziehen, die tatsächlich effektiv zu einer messbaren Lärmreduzierung führen. Es handelt sich um folgende Maßnahmen:

a)
Die Nordwest-Landebahn muss geschlossen werden. Anderenfalls wird für die von der Nordwest-Landebahn betroffenen Bürger in absehbarer Zeit eine messbare Lärmreduzierung nicht erfolgen können. 

b)
Die Flugbewegungen müssen auf ca. 380.000/Jahr gedeckelt werden. Der gesamte Lärmaktionsplan verhält sich nur unzureichend darüber, wie das Lärmpotential aussieht, wenn die von Fraport beantragten Kapazitäten von 701.000 Flugbewegungen/Jahr tatsächlich ausgeschöpft werden. Dies wird dazu führen, dass das gesamte Rhein-Main-Gebiet, also ca. 5 Mio. Personen 18 Stunden am Tag durchgehend verlärmt werden. Eine Deckelung der Flugbewegungen würde diese Verlärmung dauerhaft verhindern. 

c)
Ferner muss das Nachtflugverbot ultimativ auf 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr ohne Ausnahmegenehmigung, mit Ausnahme von Notfällen, festgesetzt werden. 

Mit freundlichen Grüßen

